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Entschließung des Europäischen Parlaments zum Weltsozialforum in Porto Alegre und 
zum Weltwirtschaftsforum in Davos

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Aufrufs der sozialen Bewegungen der Welt zum Abschluss des 
3. Weltsozialforums am 27. Januar 2003,

– in Kenntnis der Resolution zum internationalen parlamentarischen Netzwerk und seinen 
Aktivitäten, die am 24. Januar 2003 vom 3. Weltforum der Parlamentarier verabschiedet 
wurde,

– in Kenntnis der Resolution zur Lage in Venezuela, die am 24. Januar 2003 vom 
3. Weltforum der Parlamentarier verabschiedet wurde,

– in Kenntnis der Reden des brasilianischen Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva auf dem 
Weltsozialforum in Porto Alegre am 24. Januar 2003 sowie auf dem 
Weltwirtschaftsforum in Davos am 25. Januar 2003,

A. in der Erwägung, dass das 3. Weltsozialforum in Porto Alegre sowohl in Bezug auf die 
Anzahl der Teilnehmer als auch in Bezug auf den Umfang und das Gewicht der 
Diskussionen ein Erfolg war und dass in seinem Rahmen ein Weltforum der lokalen 
Behörden, ein Weltforum der Richter, ein Weltbildungsforum sowie ein Weltforum der 
Parlamentarier stattfanden, wobei insgesamt 100 000 Menschen teilnahmen, die die 
Umsetzung von Strategien vorschlugen, die eine Alternative zur gegenwärtigen 
neoliberalen Globalisierung darstellen,

B. in der Erwägung, dass sich das Weltsozialforum angesichts eines drohenden Krieges der 
USA gegen den Irak eindeutig und einmütig gegen die Militarisierung von Konflikten und 
insbesondere gegen einen Krieg gegen den Irak ausgesprochen hat,

C. in der Erwägung, dass der brasilianische Präsident Luiz Inácio Lula da Silva sowohl in 
Porto Alegre als auch in Davos anwesend war und sich für die Umgestaltung der 
Weltwirtschaftsordnung, für die Umverteilung der Reichtümer, für die Bekämpfung des 
Hungers sowie für Bildung und ein Leben in Würde für alle Menschen ausgesprochen hat,

D. in der Erwägung, dass weltweit soziale Netze zu den Themen Wasser, erneuerbare 
Energien, Landwirtschaft, öffentliche Dienstleistungen, kulturelle und sprachliche 
Vielfalt, Schulden, Verantwortung von Unternehmen, Regulierung des Seeverkehrs zur 
Vermeidung von Katastrophen wie dem Untergang der „Prestige“, WTO und Bekämpfung 
des Fundamentalismus u. a. geschaffen und ausgebaut werden, um angemessene 
Antworten auf eine schlecht gesteuerte Globalisierung zu finden,

1. teilt die Auffassung des UN-Generalsekretärs Kofi Annan, die dieser gegenüber den 
Unternehmens- und Regierungschefs in Davos vertreten hat, wonach das Weltsozialforum 



RE\488713DE.doc 3/4 PE 328.067

DE

zum wichtigsten Ausdruck der Bürgergesellschaft in der Welt geworden ist und dass dem 
politisch Rechnung getragen werden muss;

2. dankt den Veranstaltern des Weltsozialforums und des Weltforums der Parlamentarier in 
Porto Alegre und begrüßt den offenen und innovativen Geist der Diskussionen, die dort 
stattfanden, sowie die vielfältigen Ideen und Strategien, die Ergebnis dieses Treffens 
waren, insbesondere die Wende, die angesichts einer für die Umwelt und die Mehrheit der 
Menschen auf unserem Planeten nachteiligen neoliberalen Globalisierung hin zu einem 
politischen Internationalismus und damit der Notwendigkeit internationaler Institutionen 
vollzogen wurde; begrüßt ferner die verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
Weltsozialforum und Weltforum der Parlamentarier, das Initiator des internationalen 
Netzwerks der Parlamentarier und Sprachrohr der Forderungen der sozialen Bewegungen 
auf legislativer Ebene ist;

3. begrüßt die Äußerungen des Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva in Davos, der die 
wirtschaftliche und finanzielle Globalisierung nachdrücklich kritisiert und unterstrichen 
hat, dass strukturelle Veränderungen notwendig sind, um eine gerechte und demokratische 
Welt zu errichten, die das Recht der Völker sichert, in Frieden und im Rahmen einer 
internationalen Zusammenarbeit, die ihren Unterschieden Rechnung trägt, selbst über ihre 
Zukunft zu entscheiden; spricht sich ferner nachdrücklich gegen einen Protektionismus 
aus, der nur in eine Richtung funktioniert, sowie gegen das Gerede vom Freihandel, der 
tatsächlich nur für die armen, nicht aber für die reichen Länder gilt;

4. unterstützt nachdrücklich die entschlossene Haltung des Weltsozialforums und des 
Weltforums der Parlamentarier gegen die Doktrin eines Präventivkriegs, gegen einen 
Krieg im Irak, die Besetzung palästinensischer Gebiete durch das israelische Militär, eine 
militärische Einmischung durch das Ausland in Kolumbien und in andere Konflikte wie 
etwa die Destabilisierung der demokratischen Institutionen in Venezuela;

5. unterstützt die Initiative des Weltforums der Parlamentarier, in den kommenden Wochen 
mehrere parlamentarische Delegationen in den Irak zu entsenden, um zu betonen, dass die 
Abgeordneten grundsätzlich gegen einen Krieg sind, sowie die Bemühungen darum, ein 
Treffen mit dem UN-Sicherheitsrat und danach mit dem amerikanischen Kongress zu 
organisieren;

6. befürwortet den Vorschlag, am 15. Februar 2003 einen internationalen Aktionstag gegen 
den Krieg zu organisieren, der auf dem Europäischen Sozialforum in Florenz unterbreitet 
und auf dem Weltsozialforum sowie dem Weltforum der Parlamentarier in Porto Alegre 
bekräftigt wurde;

7. unterstützt den Aufruf des Weltforums der Parlamentarier zugunsten der Umsetzung der 
UN-Resolutionen im Hinblick auf die Selbstbestimmung und Unabhängigkeit des 
sahraouischen Volkes, insbesondere durch die Abhaltung eines Referendums;

8. begrüßt es, dass sich die Abgeordneten auf dem Weltforum der Parlamentarier verpflichtet 
haben, im September 2003 am Vorabend der 5. WTO-Ministerkonferenz in 
Cancún/Mexiko zusammenzukommen, um einen klaren Standpunkt zur Verteidigung 
einer Reform und der Billigung neuer Regelungen für das weltweite Handels- und 
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Finanzsystem zu formulieren, auch in Bezug auf die Weltbank, den IWF sowie die 
Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, um diese Institutionen zu 
demokratisieren und sie sozialen und ökologischen Erfordernissen unterzuordnen;

9. verweist gemeinsam mit dem Weltsozialforum und dem Weltforum der Parlamentarier auf 
die Möglichkeit der Einführung der Tobin-Steuer auf internationale Finanztransaktionen, 
aus der ein Fonds für Entwicklungshilfe zugunsten der Dritten Welt finanziert werden 
könnte;

10. verweist auf sein Eintreten für den Schutz der öffentlichen Dienstleistungen sowie die 
Petition, die Mitglieder des Europäischen Parlaments und nationaler Parlamente zu den 
GATS-Verhandlungen (Allgemeines Übereinkommen über den Handel mit 
Dienstleistungen) im Rahmen der WTO eingebracht haben und die bisher von mehr als 
215 Personen unterzeichnet wurde, und betont, dass die Verhandlungen stets transparent 
und unter demokratischer Kontrolle verlaufen müssen und dass der Schutz der 
öffentlichen Dienstleistungen ebenso für Europa wie für den Rest der Welt gelten muss;

11. begrüßt die Stellungnahme der neuen brasilianischen Regierung zugunsten einer 
Agrarreform und der Kampagne „Zero Fome“ (Kein Hunger) und unterstützt die von 
Präsident Luiz Inácio Lula da Silva in Davos erhobene Forderung, einen Weltfonds gegen 
den Hunger zu schaffen, um die Lebensmittelversorgung unterernährter Bevölkerungen zu 
gewährleisten, indem die lokale Herstellung und der lokale Verbrauch von 
Nahrungsgütern gefördert werden;

12. unterstützt den Aufruf der in Porto Alegre zusammengekommenen Bauernorganisationen 
in Bezug auf das Recht auf Selbstversorgung im Bereich der Nahrungsmittel und spricht 
sich dafür aus, unter der Schirmherrschaft von UNICEF und der FAO Saatgut zum Erbe 
der Menschheit zu erklären, um seinen Austausch und seine Bewahrung durch die 
Verwendung von traditionellen und lokalen Arten, das Überleben der Bauern, 
insbesondere in den Entwicklungsländern, sowie die Erhaltung der biologischen Vielfalt 
zu gewährleisten; unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass die Mehrzahl der 
Bevölkerung genetisch veränderte Organismen ablehnt;

13. fordert alle sozialen Bewegungen sowie die Abgeordneten auf, anlässlich des 
4. Weltsozialforums sowie des 4. Weltforums der Parlamentarier in Indien 
zusammenzukommen;

14. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie den Veranstaltern des Weltsozialforums in Porto 
Alegre und des Weltwirtschaftsforums in Davos zu übermitteln.


